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A N FRA G E 

des Abgeordneten Dipl.Soz.Arb. Manfred Srb und Freunde 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend die Nichtberücksichti~un~ der Euthanasie- und Zwanqs­

sterilisations opfer in der Opferfürsorqe 

In den Jahren 1940 bis 1945 wurden im Zuge der nationalsozialist­

ischen Euthanasie-Aktion mindestens 20.000 geistig und körperlich 

behinderte ÖsterreicherInnen ermordet bzw. wurden minde~tens 5.000 

ÖsterreicherInnen aufgrund des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 

Nachwuchses vom 14.7.1933 zwangssterilisiert. Obwohl es sich da­

bei um Maßnahmen handelte, die dem Kern der nationalsozialistischen 

Ideologie entsprangen ("Rassenhygiene", "Ausmerzung von lebensun­

werten Leben"), wurden die Euthanasierten (bzw. deren Angehörige 

und Nachkommen) und die Zwangssterilisierten nach 1945 in Öster­

reich nicht als Opfer des Nationalsozialismus anerkannt; sie wurden 

im Opferfürsorgegesetz (OFG) trotz zahlreicher Novellierungen und 

Erweiterungen des Betroffenenkreises nicht ausdrücklich erfaßt, 

und Anträge auf Anerkennung als NS-Opfer im Sinne des OFG wurden 

von den Opferfürsorgesteilen, vom Sozialministerium und vom Ver­

waltungsgerichtshof angelehnt. In unverständlichem Widerspruch zur 

geschichtswissenschaft lichen und medizinhistorischen Literatur 

wurde die nationalsozialistische Zwangssterilisation in Bescheiden 

des Sozialministeriums nicht als verbrecherische Maßnahme des 

NS-Regimes sondern als "medizinische" Maßnahme qualifiziert. Trotz 

verschiedener Forderungen nach Beseitigung dieses Unrechts sind 

Rechtslage und Verwaltungspraxis bis heute unverändert. Sie selbst 

haben in einem Schreiben an die Gesellschaft für politische Auf­

klärung vom 24.4.1989 die Auffassung vertreten, daß Sie als Bundes­

minister für Arbeit und Soziales "bei Vorliegen besonderer Umstände 

die Nachsicht von den Vorraussetzungen des §1 Opferfürsorgegesetz 

erteilen" können. 

Die unterfertigten Abgeordneten, die diese gnadenwiese Zuerkennung 

von Opferfürsorge als entwürdigend ablehnen und für einen Rechts­

anspruch der behinderten Opfer des Nationalsozialismus eintreten, 

richten daher an den Bundesminister für Arbeit und Soziales folgende 
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A N FRA G E 

1. Ist Ihnen bekannt, daß mit dem RechtsüberleitungsgeseLz 1945 

das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses vom 14.7.1933 aus 

der österreichischen Rechtsordnung entfernt wurde? 

2. Teilen Sie die Auffassung des Verfassungsgerichtshofes 

(Erkenntnis vom 25.6.1988, B 999/87 - 15), daß vorbeugende Maß­

nahmen zur Erhaltung der Erbgesundheit "zu den zentralen Zielen 

der NSDAP" gehörten, und daß das Gesetz zur Verhütung erbkranken 

Nachwuchses typisch nationalsozialistisches Gedankengut enthält 

und daher vom Gesetzgeber außer Kraft gesetzt wurde?· 

3. Ist das oben genannte Gesetz für Sie eine verbrecherische Maß­

nahme des NS-Regimes oder - wie in zahlreichen Bescheiden des 

Sozialministeriums und von Opferfürsorgesteilen - eine "medizinische 

Maßnahme"? 

4. Wie beurteilen Sie die Bescheide des Sozialministeriums, in 

denen die Zwangssterilisation in der NS-Zeit als "medizinische ," 

Maßnahme" interpretiert wurde? 

5. Halten Sie die jahrzehntelange Diskriminierung der behinderten 

und geisteskranken Opfer des Nationalsozialismus durch die Opfer­

fürsorgebehörden für richtig? 

6. Sind Sie tatsächlich der Auff~ssung, daß die~e Gruppe von NS­

Opfern nur "mit Nachsicht", also gnadenweise, als Opfer des 

Nationalsozialismus anerkannt werden soll? 

7. Halten Sie diese Einstellung bzw. Vorgangsweise - wie wir -

für diskriminierend und unerträglich? 

8. Ist es richtig, daß die Vertreter der politischen Widerstands­

kämpfer in der Opferfürsorgekommission die Gleichstellunq der be­

hinderten Opfer des NS-Regimes und eine Novellierung des OFG abge­

lehnt haben? 

9. Wenn ja: Wie lautete die Begründung dafür? 
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10. Teilen Sie diesen Standpunkt? 

11. Sind Sie bereit, dafür zu sorqen, daß die Euthanasie- und 

Zwangssterilisationsopfer (bzw. deren Angehörige und Hinterbliebene) 

entweder im OFG ausdrücklich als Opfergruppen angeführt werden oder 

unter bestehende Opfergruppen des OFG. subsumiert werden und auch 

in der Verwaltungspraxis - und zwar ohne entwürdigendes Ansuchen 

um "Nachsicht" - anerkannt werden? 

12. Können Sie den finanziellen Aufwand einer solchen Maßnahme ab­

schätzen, und halten Sie ihn angesichts der Investition von 8 Mil­

liarden Schilling in Abfangjäger für vertretbar? 

13. Wie wird sich der Aufwand des Bundesministeriums für Arbeit und 

Soziales für die Opferfürsorge in den nächsten Jahren entwickeln? 

14. Wieso bedarf es - wie im Fall der Sinti und Roma (Zigeuner) -
erst jahrzehntelanger Bemühungen, daß Opfer des NS-Regimes Aner­

kennung finden? Warum macht sich nicht das Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales bzw. dessen Ressortleiter zum Anwalt~ dieser 

leidgeprüften Menschen? 

15. Werden Sie sich allgemein dafür einsetzen, daß die Praxis der 

Opferfürsorgebehörden nicht kleinlich zuungunsten der Opfer sondern 

großzügig zu deren Gunsten gehandhabt wird? 

16. Im Hinblick auf Klagen von Betroffenen, insbesondere von Exilan­

ten, über mangelndes Verständnis von Beamten der Opferfürsorgeab­

teilung bzw. der Sozialversicherung (Pensionsversicherung) : 

Werden die Mitarbeiter dieser Abteilungen speziell geschult, ins­

besondere über die Verbrechen des NS-Regimes aufgeklärt? Sind in 

dieser Schulung Exkursionen in die Gedenkstätten Mauthausen und 

Hartheim vorgesehen? 

Wenn nein: Warum nicht? 
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